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Drucksache V/3567 


Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Wirtschaft ud Mittelstandsfragen 

(15. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zu den Änderungen und Ergänzungen des Abkom- 
mens über den Internationalen Währungsfonds, die das 
Direktorium des Fonds im Bericht vom April 1965 dem Vorsitzer 
des Gouverneursrats des Fonds vorgelegt und die der Gouver- 
neursrat bis zum 31. Mai 1968 genehmigt hat 

— Drucksachen V/3338, m V/3338 — 


A. Bericht des Abgeordneten Regling 


Der Gesetzentwurf — Drucksache V/3338 — wurde 
vom Deutschen Bundestag in der 190. Sitzung vom 
18. Oktober 1968 an den Ausschuß für Wirtschaft 
und Mittelstandsfragen zur alleinigen Beratung 
überwiesen. Der Ausschuß hat in seiner 97. Sitzung 
über die Vorlage beraten. 

Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf sollen Än^ 
derungen und Ergänzungen des Abkommens über 
den Internationalen Währungsfonds ratifiziert wer- 
den. Wesentlicher Inhalt dieser Änderungen ist die 
Einführung eines Systems von Sonderziehungsrech- 
ten. Wegen der währungspolitischen Bedeutung die- 
ser Sonderziehungsrechte sieht das Ratifikations- 
gesetz zwei Sicherungen vor. Einmal darf der Gou- 
verneur für die Bundesrepublik Deutschland im In- 
ternationalen Währungsfonds sowie seine Vertre- 
ter über Fragen die Sonderziehungsrechte betref- 
fend nur auf Weisung des Bundesministers für 
Wirtschaft stimmen. Diese Weisung kann der Bundes- 
minister für Wirtschaft nur im Benehmen mit dem 
Bundesminister der Finanzen und der Deutschen 
Bundesbank erteilen. Darüber hinaus verpflichtet 
sich die Bundesregierung, dem Bundestag über Vor- 
gänge von besonderer Wichtigkeit, die mit den 
Sonderziehungsrechten Zusammenhängen, zu berich- 
ten. Der Ausschuß hat diese beiden Sicherungen 
begrüßt, insbesondere auch deshalb, weil die Bun- 
desregierung erstmalig in einem die Wirtschaft be- 


treffenden Gesetz von sich aus eine Berichterstat- 
tung an den Burtaestag anbietet. 

In vorliegendem Bericht kann auf eine Einzeldar- 
stellung des Systems der Sonderziehungsrechte und 
die sonstigen Änderungen des Abkommens über den 
Internationalen Währungsfonds verzichtet werden. 
Es wird vielmehr auf die dem Gesetzentwurf an- 
hängende Denkschrift verwiesen. 

Für den Beschluß, dem Flohen Haus die Annahme 
des Ratifikationsgesetzes, zu empfehlen, waren im 
wesentlichen die folgenden Überlegungen maßge- 
bend: 

1. Die Einführung von Sonderziehungsrechten 
schafft die Möglichkeit, die Versorgung der Welt- 
wirtschaft mit Währungsreserven und die Finan- 
zierung von Zahlungsbilanzdefiziten zu Verbes- 
sern. Durch die Inanspruchnahme von Sonder- 
ziehungsrechten wird die Gefahr eines Liquidi- 
tätsentzugs bei Partnerstaaten des Internationa- 
len Währungsfonds eingeschränkt sowie die Ge- 
fahr von Preissteigerungen einschließlich von 
Goldpreissteigerungen abgeschwächt. Auf diese 
Weise kann auch für die Mitgliedstaaten die 
Gefahr exogen verursachter Währungskrisen 
wirkungsvoller abgewandt werden. Die Erfah- 
rungen der vergangenen Jahre haben nämlich ge- 
zeigt, wie wichtig es ist, neben einem national 
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wirksamen Instrumentarium ein international 
verbessertes Währungssystem zu entwickeln, um 
die Währungsstabilität über die nationalen Gren- 
zen hinaus wahren zu können. 

2. Durch die Verbesserung der Sperrminorität auf 
15'Vo der Mitgliedsquoten, die nach der Ratifi- 
kation dieses Übereinkommens wirksam wird — 
für die Ratifikation des vorliegenden Überein- 
kommens reicht noch die alte Mehrheit von 80 'Vo 
der Mitgliedsquoten aus — erhalten die Mitglied- 
staaten der EWG unter der Voraussetzung, daß 
sie gemeinsam votieren, das ihnen zukommende 
Gewicht im Internationalen Währungsfonds. Dar- 
über hinaus, so hofft der Ausschuß, fördert diese 
Stärkung der Position der Mitgliedstaaten auch 
die Tendenz zu der so erwünschten und notwen- 
digen Verbesserung und Vertiefung der Europä- 
ischen Wirtschaftsgemeinschaft selbst. Aus die- 
sem Grunde hält es der Ausschuß auch für sehr 


wünschenswert, daß alle Mitgliedstaaten der 
EWG an diesem neuen System der Sonder- 
ziehungsrechte teilnehmen werden. 

3. Der Ausschuß hat sodann anerkannt, daß durch 
die Regelung des Artikels XXIV den einzelnen 
Mitgliedstaaten die Entscheidungsfreiheit bleibt, 
ob sie sich in ihrem Bereich im konkreten Einzel- 
fall an der Schaffung von Sonderziehungsrechten 
beteiligen wollen. 

4. Schließlich hat sich der Ausschuß davon über- 
zeugt, daß die Sanktionen ausreichen, um eine 
mißbräuchliche Inanspruchnahme von Sonder- 
ziehungsrechten zu verhindern. 

Namens des Ausschusses für Wirtschaft und Mit- 
.telstandsfragen bitte ich das Hohe Haus, dem 
Gesetzentwurf in der von der Bundesregierung 
vorgelegten Fassung zuzustimmen. 


Bonn, den 6. November 1968 


Regling 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksachen V/3338, ^ V/3338 
— unverändert nach der Vorlage anzunehmen. 


Bonn, den 6. November 1968 


Der Ausschuß für Wirtschaft 
und Mittelstandsfragen 


Dr. h. c. Menne (Frankfurt) 

Vorsitzender 


Regling 

Berichterstatter 



